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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Bericht betr. NATO-Truppenstatut und Zusatzvereinbarungen 

hier: Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschiand, Kanada 
und dem Vereinigten Königreich von Großbritannien und 
Nordiriand über die Durchführung von Manövern und anderen 
Übungen im Raum Soltau-Lüneburg (Soltau-Lüneburg-Abkommen) 
vom 3. August 1959 


I. Allgemeines 

Der Deutsche Bundestag hatte in seiner 87. Sit- 
zung am 16. Dezember 1970 den letzten Bericht der 
Bundesregierung (Drucksache VI/1073) zur Kenntnis 
genommen und gemäß dem Vorschlag des Innenaus- 
schusses (Drucksache VI/1575) die Bundesregierung 
ersucht, bis zum 31. Juli 1972 erneut über die Aus- 
wirkungen des Soltau-Lünelburg-Abkommens zu be- 
richten. Dabei waren nach einer ausdrücklichen For- 
derung des Verteidigungsausschusses des Deutschen 
Bundestages vom 25. März 1971 (vgl. Protokoll 27 
vom 29. März 1971) auch die Erfahrungen mit den 
Veränderungen in den Roten Flächen miteinzube- 
ziehen. 

Der am 29. Juni 1972 vorgelegte Bericht (Druck- 
sache VI/3643) konnte wegen der vorzeitigen Auf- 
lösung des Deutschen Bundestages nicht mehr behan- 
delt werden. Gemäß der Zusage des Parlamentari- 
schen Staatssekretärs im Auswärtigen Amt, Moersch, 
in der Fragestunde des Deutschen Bundestages am 
24. Januar 1974 (Drucksache 7/1555, Frage B 17) wird 
der auf den neuesten Stand gebrachte Bericht hier- 
mit erneut vorgelegt. 

Trotz der weiterhin guten Zusammenarbeit der 
deutschen und britischen Stellen im Ständigen Aus- 
schuß und des erkennbaren Willens der Truppen- 
führung, unnötige Schäden zu vermeiden und auf 
die Belange der Bevölkerung Rücksicht zu nehmen, 
stellen die ständigen Übungen der britischen Trup- 


pen im Soltau-Lüneburg-Gebiet, denen die Bevölke- 
rung schon seit mehr als 20 Jahren ausgesetzt ist, 
nach wie vor eine erhebliche Belastung dar. Die 
Lage wird noch dadurch kompliziert, daß das Gebiet 
der Lüneburger Heide in letzter Zeit immer mehr 
auch als Erholungsraum in Anspruch genommen 
wird. In Besprechungen, die 1971 zwischen Vertretern 
der beteiligten Bundesressorts, des Niedersächsi- 
schen Ministers des Innern, des Regierungspräsiden- 
ten Lüneburg unid der betroffenen drei Landkreise 
stattgefunden haben, wurde überlegt, wie die Beein- 
trächtigungen der Bevölkerung im Raume Soltau- 
Lüneburg wirksam gemiMert werden können. In- 
zwischen konnten einige Infra Struktur maßnahmen 
eingeleitet oder gefördert werden; Einzelheiten er- 
geben sich aus Abschnitt II c). Grundlegende Ände- 
rungen gegenüber dem im letzten Bericht darge- 
stellten Zustand konnten im bewohnten militäri- 
schen Übungsgelände allerdings nicht erzielt werden. 

II. Einzelprobleme 

a) Neuabgrenzung „Rote Flädhen" 

Am 11. Dezember 1971 trat das am 12. Mai 1970 
in Bonn Unterzeichnete Abkommen über die Ände- 
rung des Abkommens vom 3. August 1959 über die 
Durchführung von Manövern und anderen Übungen 
im Raume Soltau-Lüneburg in Kraft. Hierdurch sind 
vor allem die Grenzen der Roten Flächen unter teil- 
weiser erheblicher Änderung ihres ursprünglichen 
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Verlaufs klar und übersichtlich neu gezogen wor- 
den. 

Die dem Abkommen vom 3. August 1959 beigefüg- 
ten Karten ließen häufig nur sehr schwer erkennen, 
wo die Grenzen in der Natur verlaufen sollten. Oft 
ergab sich dabei ein Grenzverlauf, der gar nicht be- 
absichtigt sein konnte; zum Teil hatten sich auch die 
örtlichen Verhältnisse in der Zwischenzeit verän- 
dert. 

Die zur Untersuchung der Grenzverhältnisse und 
zur Ausarbeitung von Änderungsvorschlägen gebil- 
dete Kommission hat sich bemüht, im Einzelfall 
den vermutlichen Willen derjenigen zu ermitteln, die 
die ursprüngliche Abgrenzung vorgeschlagen hatten. 
Soweit das nicht möglich war, hat sie sich von prak- 
tischen Erwägungen leiten lassen. 

Die neue Abgrenzung brachte vor allem folgen- 
de Vorteile: 

Den auf den ursprünglichen Karten dargestellten Ro- 
ten Flächen fehlten vielfach natürliche Abgrenzun- 
gen im Gelände (Waldränder, Baumreihen oder dgL), 
wie sie zur hinreichenden Sicherung der nicht dazu- 
gehörenden Grundstücke wichtig sind. Die neuen 
Grenzen haben hier klarere Verhältnisse geschaffen. 

Vielfach waren zwar die Grenzen genügend deut- 
lich, verliefen jedoch unausgeglichen und winkelig, 
so daß die übende Truppe erhebliche Schwierigkei- 
ten hatte, sie bei ihren Übungen einzuhalten. Häu- 
fige Grenzülberschreitungen mit ihren für beide Sei- 
ten unerfreulichen Auswirkungen waren die Folge. 
In solchen Fällen wurde eine zweckmäßigere Ab- 
grenzung erreicht. Einzelhöfe am Rande der Roten 
Flächen erhielten Sicherungsbereidie. 

Landwirtschaftlich genutzte Flächen, die für die 
Einzelbetriebe von besonderer wirtschaftlicher, teil- 
weise existenzerhaltender Bedeutung waren, wur- 
den aus den Roten Flächen herausgenommen. Auch 
einige kleinere Grundstücke, die wegen ihrer win- 
keligen Begrenzung militärisch nicht nutzbar waren, 
wurden ausgeklammert. 

Andererseits wurden Grundstücke in die Roten 
Flächen einbezogen, die zunächst nicht dazu gehör- 
ten, aber bereits laufend intensiv militärisch genutzt 
wurden, wenn deren weitere Inanspruchnahme we- 
gen der besonderen örtlichen Gegebenheiten erwar- 
tet werden mußte und deshalb eine landwirtschaft- 
liche Nutzung kaum noch sinnvoll war. 

Der Ostrand der auf Fremdenverkehr angewiese- 
nen Gemeinde Schneverdingen konnte durch die Zu- 
rückverlegung der Grenze der Roten Fläche 1 entla- 
stet werden. 

Die Roten Flächen 5 und 6 haben jetzt unmittelbar 
Anschluß aneinander. 

Die Truppe hat sich an die auf der Karte immer 
noch kompliziert erscheinenden Grenzverläufe ge- 
wöhnt. Nicht nur natürliche Grenzen, sondern auch 
eine hinreichende Beschilderung weisen sie aus. Bei 


der Zugausbildung kommt es nur noch selten vor, 
daß die Grenzen in landwirtschaftlich genutzte Flä- 
chen hinein überfahren werden. Für den Außenste- 
henden ist allerdings schwer erkennbar, ob es sich 
im Einzelfall um eine Zug- oder eine Kompanieaus- 
bildung handelt. Übungen von Einheiten über Zug- 
stärke brauchen sich nämlich nach dem Abkommen 
nicht auf die Roten Flächen zu beschränken. 

Durch die Neuabgrenzung der Roten Flächen ist 
eine gewisse Beruhigung im gesamten Übungsbe- 
reich eingetreten. 

Die landabgebenden landwirtschaftlichen Betriebe 
haben sich notgedrungen mit ihrer Betriebsorganisa- 
tion auf diese Gegebenheiten eingestellt. 

b) Ausbau von panzerfesten Wegen und Straßen 
sowie von Umgehungsstraßen und Anlegung 
von Rad- und Fußwegen 

Die Bemühungen um die Verbesserung der Stra- 
ßen im Übungsgebiet Soltau-Lüneburg sind in der 
Berichtszeit mit Nachdruck fortgesetzt worden. Meh- 
rere Ausbaumaßnahmen, darunter der Bau der neuen 
Landesstraße 171 zwischen Schneverdingen und der 
Bundesstraße 3 bei Wintermoor sowie die Ortsum- 
gehungen Volkwardingen und Hörpel sind zum Ab- 
schluß gebracht worden. Im Anschluß an die eben- 
falls fertiggestellte Nordumgehung von Behringen 
ist eine Westumgehung geplant. Die Ortsumgehung 
Evendorf und die Verlängerung der Umgehung von 
Bispingen und Hützel unter Einbeziehung von Stein- 
beck befinden sich im Bau. Der Bau von panzerfesten 
Straßen hat die Verkehrslage wesentlich verbessert. 

Da infolge der Übungen gelegentlich auch Neben- 
straßen, Wirtschaftswege und Ackerflächen zerfah- 
ren werden, sind zunehmend neben roten und blauen 
Straßen auch andere Straßen in das Ausbaupro- 
gramm einbezogen worden. Hier bereitet allerdings 
die geforderte Eigenbeteiligung der Gemeinden 
Schwierigkeiten; für die z. T. besonders finanzschwa- 
dien Gemeinden bedeuten diese Beträge eine große 
Belastung. 

Im Rahmen fertiggestellter Maßnahmen sind in 
beachtlichem Umfang auch Geh- und Radwege ange- 
legt worden. Im Zusammenhang mit laufenden und 
geplanten Vorhaben sind in verstärktem Maße Geh- 
und Radwege vorgesehen. 

Bis Ende 1973 wurden für den Neu- und Ausbau 
von 187 km Straßen, 43 km Geh- und Radwege so- 
wie die Sicherung von 18 Bahnübergängen mit 
Blinklichtanlagen Bundesmittel in Höhe von rd. 
82 Mio DM bewilligt. Weitere Straßenbaumaßnah- 
men mit geschätzten Gesamtkosten von 15 Mio DM 
sind in Vorbereitung. Für die rasche Beseitigung 
von Straßenverschmutzungen wurden den Landkrei- 
sen Soltau und Harburg zwei Kehrmaschinen und 
Unimog-Ersatzgeräte unentgeltlich überlassen sowie 
die Straßenmeisterei Soltau-Ost mit Betriebs Sprech- 
funk ausgerüstet, wofür 200 000 DM aufgewendet 
wurden. 
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Bei der Planung der Bauvorhaben wurde den Aus- 
wirkungen des Änderungsabkommens zum Soltau- 
Lüneburg- Abkommen Rechnung getragen. Soweit es 
erforderlich war, sind die Planungen mit den briti- 
schen Streitkräften abgestimmt worden. Schwierig- 
keiten haben sich dabei nicht ergeben. 

c) Ausgleich für wirtschaftliche Beeinträchtigungen 

Aus den andauernden militärischen Übungen im 
Soltau-Lüneburg-Gebiet, das von rund 26 000 Men- 
schen bewohnt wird, ergeben sich neben den hier- 
durch bedingten unmittelbaren Beeinträchtigungen 
(Schäden an Straßen und Wegen, Äckern und Wie- 
sen, Wäldern und Weiden) auch allgemeine wirt- 
schaftliche Nachteile, insbesondere eine Behinderung 
des Fremdenverkehrs im Heide- und Naturschutz- 
gebiet. Obwohl die Bedeutung dieses Gebietes als 
Erholungsgebiet für die Großräume Hamburg und 
Hannover in der Ordnung des Gesamtraums der 
Lüneburger Heide zunimmt, ist an eine Freigabe 
von Teilen des Raumes Soltau-Lüneburg zur Zeit 
nicht zu denken, weil den britischen Streitkräften 
kein ihren militärischen Bedürfnissen entsprechendes 
Ersatzgelände angeboten werden kann. Benachbarte 
und sonstige Truppenübungsplätze der Bundeswehr 
sind hoffnungslos überbelegt. 

Um die erwähnte Benachteiligung der Zivilbevöl- 
kerung so weit wie möglich auszugleichen, hat sich 
deshalb der Bundesminister der Finanzen bereit er- 
klärt, den betroffenen drei Landkreisen Harburg, 
Lüneburg und Soltau Bundesfinanzhilfen für gezielte 
Ausgleichsmaßnahmen über die laufende Abgel- 
tung der Manöverschäden hinaus und neben der 
regionalen Wirtschaftsförderung zu gewähren. Da- 
durch ermöglicht der Bund die Schaffung einer Grün- 
fläche in der Ortschaft Behringen, eines Parkplatzes 
an der Bundesstraße 209 in der Gemeinde Ameling- 
hausen und von Parkplätzen und Wanderwegen im 
Landschaftsschutzgebiet Höpen und der Gemeinde 
Schneverdingen. Ferner wurden Finanzierungszusa- 
gen für den Bau eines Feuerwehrgerätehauses in 
Amelinghausen und eines Löschwasserbehälters in 
Rolfsen gemacht. 

Diese Einrichtungen dienen der Verbesserung der 
kommunalen Infrastruktur und erscheinen geeignet, 
den Fremdenverkehr soweit wie möglich zu fördern 
und damit die Wirtschaftskraft des Übungsgebietes 
zu stärken. 

d) Erosionsbekämpfung 

Das dauernde Befahren der Roten Flächen mit 
schweren Kettenfahrzeugen hat die Struktur der 
Oberfläche stark verändert und den Bewuchs größ- 
tenteils zerstört. Bei Trockenheit und Sturm ziehen 
schwarze Sandwolken über diese Landschaft. Zur 
Eindämmung von Erosionsschäden sind durch die 
Kommission zur Verhütung und Eindämmung der 
Bodenerosionen im Raume Soltau-Lüneburg vorbeu- 
gende und regulierende forstliche und wasserwirt- 
schaftliche Schutzmaßnahmen veranlaßt worden, die 
laufend kontrolliert, unterhalten und ergänzt wer- 
den. Eine britische Dienstgruppe ist seit Jahren be- 
müht, die Bodenerosion auf den Roten Flächen und 


ihre Auswirkungen auf das übrige Übungsgebiet zu 
bekämpfen. Die britischen Streitkräfte haben dafür 
in den letzten Jahren durchschnittlich 350 000 DM 
aufgewendet. Sie tragen ferner die Kosten einer 
Arbeitsgruppe der Bundesforstverwaltung, die mit 
einem aus Bundesmitteln vorfinanzierten Unimog 
mit zahlreichen Zusatzgeräten ausgestattet ist und 
der die ständige Pflege der offenen Flächen und der 
Schutzanpflanzungen innerhalb der Roten Flächen 
obliegt. 

Die Bundesforstverwaltung hat in den Jahren von 
1969 bis 1973 auf 121 Teilflächen in einer Gesamt- 
größe von 122 ha mit einem Kostenaufwand von rd. 
430 000 DM forstliche Maßnahmen zur Erosions- 
bekämpfung durch geführt. Diese Maßnahmen umfas- 
sen die Wiederbegründung von devastierten 
Übungsflächen mit Laub- und Nadelhölzern sowie 
mit Lupinen und anderen bodenpfleglichen Pflan- 
zen. Die gezielt und im Einvernehmen mit den Streit- 
kräften vorgenommenen Bepflanzungen haben sich 
schon jetzt erosionshemmend ausgewirkt und geben 
der Landschaft wieder ein freundlicheres Aussehen. 
Diese Vegetationsriegel entlang der Grenzen der 
Roten Flächen verhindern ferner, daß die Truppe 
ihre Übungen auf benachbartes Gebiet ausdehnt 
und dort Schäden verursacht. Die Haushaltsmittel 
sind durchweg in der beantragten Höhe vom Bundes- 
minister der Finanzen bewilligt worden. Für weitere 
von der Kommission zur Verhütung und Eindäm- 
mung der Bodenerosion veranlaßte wasserbauliche 
Schutzmaßnahmen sowie für die laufende Entsan- 
dung von rd. 40 km Wasserläufen wurden bisher 
Bundesmittel in Höhe von 900 000 DM aufgewendet. 

Im Interesse eines wirksamen Umweltschutzes 
sind weitere Maßnahmen vorgesehen, um Schäden 
und Gefahren für die Oberflächenstruktur nachhaltig 
und umfassend entgegenwirken zu können. 

e) Biwak 

Das Biwakieren der britischen Truppen wird in der 
Regel auf die Roten Flächen beschränkt. Soweit bei 
den Übungen auch außerhalb dieser Flächen biwa- 
kiert wird, ist der Zustand der Biwakräume meist 
unbefriedigend. Es scheint, daß sich bei fortgesetzter 
Übungstätigkeit erhebliche Verschmutzungen durch 
Abfälle aller Art nicht ausschließen lassen. Welche 
Regelungen zur laufenden Säuberung getroffen wer- 
den können, wird zur Zeit, insbesondere im Hinblick 
auf die sich aus dem Abfallbeseitigungsgesetz und 
dem dazu ergangenen Niedersächsischen Ausfüh- 
rungsgesetz ergebende neue Rechtslage mit der bri- 
tischen Seite, geprüft. Nicht zuletzt dürfte es sich 
dabei um eine Kostenfrage handeln. 

f) Feuerbekämpfung 

Dem Brandschutz kommt wegen der im Frühjahr 
und Sommer oft lang dauernden Trockenheit und we- 
gen des letzten trockenen Winters besondere Beach- 
tung zu. 

Durch die Sturmkatastrophe im November 1972 
hat sich die Brandgefahr, wie überall in den davon 
betroffenen Forsten, so auch im Raum Soltau-Lüne- 
burg, erhöht. Zwar konnten inzwischen die wertvoll- 
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sten Hölzer aufgearbeitet werden, doch bleibt die 
Gefahr schwer kontrollierbarer Waldbrände durch 
liegengebliebene Bäume geringeren Durchmessers, 
die in weiten Gebieten noch nicht entfernt werden 
konnten. Dieser Zustand wird noch Jahre andauern. 

Die im Raum Soltau-Lüneburg übenden briti- 
schen Einheiten verfügen über keine eigenen Feuer- 
löscheinheiten, weil nach britischer Auffassung die 
Einrichtung einer eigenen Feuerlöscheinheit im 
Ubungsgebiet nicht nur äußerst kostspielig im Un- 
terhalt, sondern erfahrungsgemäß auch wenig wirk- 
sam wäre. Sämtliche im Raum Soltau-Lüneburg 
übenden britischen Einheiten haben strenge Wei- 
sungen zur Feuerverhütung. Während der Ubungs- 
zeiten befindet sich eine britische Hubschrauber- 
staffel im Einsatz, um bei eventuell auftretenden 
Bränden, sowohl die militärischen Einheiten, als 
auch die örtlichen Behörden zu warnen. 

Deutscherseits wurden im Rahmen der Erweite- 
rung des Katastrophenschutzes kleine Tanklösch- 
fahrzeuge zugeteilt, die nach Ansicht der örtlichen 
Behörden aber nicht ausreichend sind. Der Brand- 
schutz im Raum Soltau-Lüneburg ist also noch ver- 
besserungsbedürftig. 

g) Arbeitsgruppe Prähistorische Fundstellen 

1. Landkreis Soltau 

Im Landkreis Soltau sind die vorbeugenden Maß- 
nahmen innerhalb der Roten Flächen praktisch ab- 
geschlossen. Dringendste Aufgabe ist die Sicherung, 
Pflege und Bergung der durch Panzerschäden und 
Privatverkauf von Grundstücken gefährdeten Ob- 
jekte außerhalb der Roten Flächen. Es wird ange- 
strebt, in Zusammenarbeit mit der Oberfinanzdirek- 
tion Hannover im Zuge von Aufforstungsplanungen 
den Schutz urgeschichtlicher Denkmale zu koordinie- 
ren. 

Wegen akuter Gefährdung oder sehr starker Be- 
schädigung sind zur Zeit vier Grabhügel und ein 
urgeschichtliches Wegesystem zur Ausgrabung vor- 
gesehen. 

Rund 20 urgeschichtliche Grabhügel im stark fre- 
quentierten Nahbereich der Roten Flächen sind zur 
Zeit noch von Baumbestand geschützt; ihre Erhal- 
tung wird angestrebt. Eine Gefährdung kann aber 
jederzeit eintreten. 

2. Landkreis Lüneburg 

Im Landkreis Lüneburg, der zu etwa einem Viertel 
seiner Fläche als Ubungsgebiet im Rahmen des Sol- 
tau-Lüneburg-Truppenabkommens erfaßt wird, be- 
finden sich besonders an den Ufern der Luhe, aber 
auch sonst in breiter Streuung bedeutende urge- 
schichtliche Denkmale in Hügel- und Steingräbern. 
Der frühere Schutz der östlich der Luhe gelegenen 
Denkmale ist seit der Umrüstung der übenden 
Truppe auf Kettenfahrzeuge weitgehend aufgeho- 
ben. Die Gefährdung ist dadurch vergrößert, daß das 
Gebiet östlich der Luhe zu einem bevorzugten 
Übungsgebiet geworden ist. Außer zahlreichen Pan- 
zerspähwagen und Schützenpanzern ist seit kurzem 
in den Feldmarken Heiligenthal und Kirchgellersen 


eine Honest- John-Batterie gesichtet worden. Dar- 
über hinaus sind die Kiefern- und Buchenwälder be- 
liebtes Biwakgelände. 

Die Aufgabe der Bodendenkmalpflege im Land- 
kreis Lüneburg wird im Zusammenhang mit dem 
Truppenabkommen bevorzugt darin gesehen, die 
oberirdischen Denkmale vor Beschädigung zu schüt- 
zen und zu erhalten. Das geschieht durch ständige 
Bereisung und Kontrollen sowie in sukzessiver Er- 
neuerung der Warnschilder nach Bedarf. 

Dennoch läßt es sich auch in Zukunft nicht vermei- 
den, ständig gefährdete Objekte sachgemäß auszu- 
graben. 

Ein Beispiel hierfür ist die Ausgrabung eines mit- 
ten in einem Biwakgelände gelegenen Grabhügels 
der Bronzezeit bei Drögennindorf, die einen Urnen- 
friedhof entdecken ließ, der, da er gefährdet war, 
systematisch ausgegraben werden muß. In drei Jah- 
ren wurden 540 Urnen aus gegraben. Es konnte im 
Einvernehmen zwischen dem deutschen Verbin- 
dungsoffizier und dem englischen Truppenplatzkom- 
mandeur bei einer Ortsbesichtigung erreicht wer- 
den, daß das Gelände für ein weiteres Jahr bis zur 
vollständigen Freilegung des Urnenfeldes aus der 
militärischen Ubungszone ausgegliedert wird. 

Zusammenfassend kann für den Landkreis Lüne- 
burg gesagt werden, daß die Inanspruchnahme der 
dortigen Bodendenkmalpflege im Gegensatz zu den 
Aufgaben im Landkreis Soltau nicht abnimmt. 

3. Landkreis Harburg 

Im Landkreis Harburg kann auf eine ausführliche 
Darlegung der Situation im Zusammenhang mit dem 
Soltau-Lüneburg-Abkommen verzichtet werden, da 
die Dinge dort ähnlich liegen wie im Landkreis Lü- 
neburg. Die Durchführung von Schutzmaßnahmen, 
die Instandsetzung und die Grabungen konkret ge- 
fährdeter Objekte, vollziehen sich nach der bisheri- 
gen Konzeption. Die Haushaltsmittel sind durchweg 
in der durch die Kommission zum Schutz bzw. zur 
Auswertung prähistorischer Fundstellen beantragten 
Höhe vom BMF bewilligt worden. Für die Sicherung 
prähistorischer Fundstellen und die Auswertung der 
Funde sind bis Ende 1973 Bundesmittel in Höhe von 
900 000 DM zur Verfügung gestellt worden. 

III. Zusammenfassung 

Aus militärischen und weitreichenden politischen 
Gründen ist es unerläßlich, daß die verbündeten 
Streitkräfte bis auf weiteres in unverminderter 
Stärke und Einsatzbereitschaft in der Bundesrepu- 
blik Deutschland verbleiben. Für die britischen 
Streitkräfte setzt das u. a. voraus, daß ihnen ihr 
vertraglich zugesichertes Übungsgelände in der Bun- 
desrepublik weiterhin zur Verfügung steht. Die da- 
mit für die Bevölkerung des Raumes Soltau-Lüne- 
burg verbundenen ganz besonderen Belastungen 
müssen vorläufig noch in Kauf genommen werden. 
Durch die in Abschnitt II geschilderten Maßnahmen 
werden aber diese Belastungen soweit wie möglich 
gemildert oder ausgeglichen. Die Bundesregierung 
wird im Rahmen des Möglichen um weitere Erleich- 
terungen bemüht bleiben. 
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